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GKV,3 eine eingehende Ermittlung der ausgabeseitigen 
versicherungsfremden Leistungen blieb jedoch weitge-
hend aus.4 Es ist daher offensichtlich, dass im Bereich der 
ausgabeseitigen versicherungsfremden Leistungen der 
GKV noch ein Ermittlungsbedarf vorliegt. Deshalb wird 
im Folgenden versucht, sämtliche versicherungsfremden 
Leistungen vor allem auf der Ausgabenseite der GKV dar-
zustellen und zu erläutern. Darüber hinaus soll auch auf 
die versicherungsfremden Komponenten auf der Einnah-
menseite eingegangen werden.5

Kriterien zur Abgrenzung versicherungsfremder 
Leistungen

Zur Ermittlung der versicherungsfremden Leistungen in 
der GKV kann ein Kriterienkatalog, basierend auf dem Ver-
sicherungs- bzw. Äquivalenzprinzip, erstellt werden. Eine 
Verwirklichung des Versicherungsprinzips in der GKV ver-
langt vor allem,

3 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung: Jahresgutachten 2005/2006, Bundestags-Druck-
sache 16/65, Tz. 514 ff.; S. Moog, B. Raffelhüschen: Sozialpolitisch 
motivierte Umverteilungsströme in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung – eine empirische Analyse, Freiburg 2006.

4 Die meisten vorliegenden Ausarbeitungen beschränken sich auf eine 
Aufl istung möglicher versicherungsfremder Leistungen, ohne aber 
eine Begründung für deren versicherungsfremden Charakter zu ge-
ben (vgl. beispielsweise Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 2005/2006, 
a.a.O., Tz. 534; Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion im Ge-
sundheitswesen: Sondergutachten 1995. Gesundheitsversorgung und 
Krankenversicherung 2000, Baden-Baden 1995, Tz. 107; V. Meinhardt, 
R. Zwiener: Gesamtwirtschaftliche Wirkungen einer Steuerfi nanzie-
rung versicherungsfremder Leistungen in der Sozialversicherung, 
Berlin 2005, S. 13). Eine ausführliche Ermittlung versicherungsfremder 
Leistungen auf der Ausgabenseite der GKV fi ndet sich dagegen in den 
im Rahmen dieses Beitrags zitierten Untersuchungen des Fritz-Bes-
ke-Instituts für Gesundheitssystemforschung sowie bei P. Kostorz: 
Versicherungsfremde Leistungen in der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung, Frankfurt am Main u.a. 1998.

5 Zur ausführlichen Darstellung und Bewertung vgl. Karl-Bräuer-Institut 
des Bundes der Steuerzahler: Versicherungsfremde Leistungen in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung, H. 106 der Schriftenreihe, Berlin 
2010.

Zur Finanzierung ihrer Leistungen erhält die Gesetzliche 
Krankenversicherung (GKV) neben den Beitragseinnah-
men einen Bundeszuschuss. Im Einführungsjahr 2004 lag 
er lediglich bei 1 Mrd. Euro; im Jahr 2010 soll er 11,8 Mrd. 
Euro1 betragen und bis zum Jahr 2012 auf 14 Mrd. Euro 
steigen. Während aus dem Beitragsaufkommen sachge-
recht die versicherungsgemäßen Leistungen fi nanziert 
werden sollen, dient der Bundeszuschuss grundsätzlich 
der Finanzierung versicherungsfremder Leistungen der 
GKV. Die sachgerechte Bemessung des Bundeszuschus-
ses nach den Ausgaben für versicherungsfremde Leistun-
gen ist zwar im Gesetz – wenn auch nicht hinreichend – 
fi xiert,2 jedoch existiert weder eine gesetzliche Defi nition 
noch eine aktuelle Aufstellung der versicherungsfremden 
Leistungen seitens des Gesetzgebers. In jüngster Vergan-
genheit wurde auch kaum der Versuch unternommen, alle 
versicherungsfremden Leistungen in der GKV zu ermit-
teln. Zwar gibt es Untersuchungen zum Umfang der ver-
sicherungsfremden Elemente auf der Einnahmenseite der 

1 Zusätzlich zu diesem Betrag erhält die GKV im Jahr 2010 einen ein-
maligen Bundeszuschuss zum Ausgleich konjunkturbedingter Min-
dereinnahmen in Höhe von 3,9 Mrd. Euro. Für das Jahr 2011 ist eben-
falls ein zusätzlicher Bundeszuschuss in Höhe von zwei Mrd. Euro 
geplant.

2 Vgl. § 221 Abs. 1 SGB V. Danach soll der Bundeszuschuss „der pau-
schalen Abgeltung versicherungsfremder Leistungen der GKV“ die-
nen.
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mehr in der Gewährung von Leistungen, sobald eine Ge-
sundheitsbeeinträchtigung vorliegt oder sie wirksam abge-
wendet werden kann.8 Zudem sollen die primärpräventiven 
Leistungen ausdrücklich zur Verminderung sozial beding-
ter Ungleichheit von Gesundheitschancen beitragen.9 
Diesem Ziel liegt die Erkenntnis zugrunde, dass die Ge-
sundheitschancen in Deutschland zwischen den sozialen 
Schichten unterschiedlich verteilt sind.10 Die Verminderung 
sozial bedingter Ungleichheit stellt allerdings ein gesamt-
gesellschaftliches Ziel dar.11 Somit ist die Finanzierung der-
artiger Leistungen von der Allgemeinheit sicherzustellen 
und nicht einer bestimmten Versichertengemeinschaft zu 
übertragen.12

Mit den Leistungen der betrieblichen Gesundheitsförde-
rung wird ebenfalls die versicherungsfremde Zielsetzung 
verfolgt, den nicht krankhaften Gesundheitszustand und 
die Lebensqualität zu verbessern. Die Leistungen können 
auch deshalb als versicherungsfremd gewertet werden, 
weil sie einerseits von Personen in Anspruch genommen 
werden können, die selber nicht in der GKV versichert sind 
und keine Beiträge an die GKV entrichten.13 Andererseits 
können sie nicht von z. B. Rentnern oder Arbeitslosen be-
ansprucht werden, obwohl diese Personengruppen Beiträ-
ge an die GKV zahlen.

Die Prävention arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren fällt 
in den Zuständigkeitsbereich der Gesetzlichen Unfallversi-
cherung (GUV). Wenn jedoch die Unfallversicherungsträger 
bei der Prävention arbeitsbedingter Gesundheitsgefahren 
Unterstützung von anderen Sozialversicherungsträgern in 
Anspruch nehmen, sind die den beauftragten Institutionen 
entstandenen Kosten gemäß dem Konnexitätsprinzip von 
der GUV zu erstatten.

8 Vgl. auch M. Jankowski, A. Zimmermann: Versicherungspfl ichtige 
Leistungen in einer obligatorischen Krankenversicherung, Otto-
Wolff-Institut, Discussion Paper 1/2004, Köln 2004, S. 8 f.

9 Vgl. § 20 Abs. 1 S. 2 SGB V.
10 Vgl. Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion im Gesundheits-

wesen: Gutachten 2005. Koordination und Qualität im Gesundheits-
wesen, Bundestags-Drucksache 15/5670, Tz. 191 ff.

11 Vgl. auch Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion im Ge-
sundheitswesen: Gutachten 2007. Kooperation und Verantwortung 
– Voraussetzungen einer zielorientierten Gesundheitsversorgung, 
Bundestags-Drucksache 16/6339, Tz. 1021; F. Beske: Prävention – 
Ein anderes Konzept, Schriftenreihe des Fritz-Beske-Instituts für Ge-
sundheitssystemforschung, Band 103, Kiel 2005, S. 44.

12 Vgl. auch P. Krause: Fremdlasten in der Sozialversicherung, in: Vier-
teljahresschrift für Sozialrecht, Heft 2-3/1980, S. 142; F. Beske: Neu-
bestimmung des Leistungskatalogs der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung, Schriftenreihe des Fritz-Beske-Instituts für Gesundheits-
systemforschung, Bd. 107, Kiel 2006, S. 80. 

13 Wenn Unternehmen derartige gesundheitsfördernde Maßnahmen 
der GKV in Anspruch nehmen und ihren Mitarbeitern anbieten, wird 
innerhalb der Betriebe nicht danach differenziert, ob die Arbeitneh-
mer gesetzlich oder privat krankenversichert sind. Privat versicherte 
Arbeitnehmer werden von der Teilnahme an einer Maßnahme zur be-
trieblichen Gesundheitsförderung üblicherweise nicht aufgrund ihres 
Versicherungsstatus ausgeschlossen.

• dass die Versicherten für die Versicherungsleistungen 
Beiträge zu entrichten haben und diese in einem ange-
messenen Verhältnis zu den Leistungen stehen,

• dass deshalb Personen, die keine Beiträge zahlen, auch 
keinen Anspruch auf Leistungen haben,

• dass die Versicherten keine zusätzlichen Leistungen be-
anspruchen können, wenn sie dafür keine zusätzlichen 
Beiträge erbringen,

• dass die Versicherten nur dann Anspruch auf Leistun-
gen haben, wenn der Risikofall der Krankheit6 eintritt, um 
ihn wirksam abzuwenden und zunächst festzustellen,7

• dass die Leistungen, die dem Aufgabenbereich anderer 
Sozialversicherungszweige zuzurechnen sind, von die-
sen auch getragen werden,

• dass die Beitragsmittel für Aufgaben, die im Interesse 
der Versichertengemeinschaft sind, bzw. für den Versi-
cherungszweck und nicht in erster Linie für allgemeine 
bzw. gesamtgesellschaftliche Anliegen verwendet wer-
den.

Als versicherungsfremd sollen in der GKV demnach solche 
Leistungen eingestuft werden, bei denen die genannten 
Kriterien missachtet werden.

Leistungen zur Verhütung von Krankheiten und zur 
Gesundheitsförderung

Dies ist bei den Leistungen der primären Prävention und 
Gesundheitsförderung der Fall. Mit den Leistungen zur Ge-
sundheitsförderung sollen der nicht krankhafte Gesund-
heitszustand und die Lebensqualität der Versicherten ver-
bessert werden. Eine solche Zielsetzung ist jedoch einer 
Krankenversicherung fremd, denn ihre Aufgabe besteht 
nicht in der Bereitstellung von Leistungen zur Förderung 
des nicht krankhaften Gesundheitszustands, sondern viel-

6 Der Begriff „Krankheit“ ist im SGB V nicht defi niert. Nach der Recht-
sprechung des Bundessozialgerichts ist die Krankheit im Sinne der 
GKV ein regelwidriger körperlicher oder geistiger Zustand, der ent-
weder Behandlungsbedürftigkeit oder Arbeitsunfähigkeit oder beides 
zur Folge hat (vgl. K. Höfl er: Kommentar zum § 27 SGB V, Rdnr. 9, 
in: S. Leitherer (Hrsg.): Kassler Kommentar zum Sozialversicherungs-
recht, Bd. 1). Unter dem Begriff „Krankheit“ soll demnach im Folgen-
den eine Beeinträchtigung des Gesundheitszustands verstanden 
werden, die eine medizinische Behandlung erfordert und/oder zu Ar-
beitsunfähigkeit führt.

7 Im Unterschied zu anderen Risiken ist der Risikofall der Krankheit 
häufi g nicht ohne eine vorherige Diagnose festzustellen. Der Risikofall 
kann nämlich auch dann vorliegen, wenn für den Versicherten keine 
spürbare und sichtbare Gesundheitsbeeinträchtigung vorliegt. Man 
denke beispielsweise an eine Krebserkrankung, die im Frühstadium 
meist unmerklich verläuft. 
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werden können, ohne dass von ihnen hierfür ein fi nanzieller 
Beitrag geleistet wird. Zudem ist die Gruppenprophylaxe von 
einem gesamtgesellschaftlichen Anliegen geprägt. Sie soll 
insbesondere in Schulen in sozialen Brennpunkten durch-
geführt werden, um die verstärkte Inanspruchnahme solcher 
Leistungen von Kindern und Jugendlichen aus Familien mit 
relativ niedrigem sozialökonomischen Status zu fördern,16 da 
die Mundgesundheit offenbar mit dem sozio ökonomischen 
Status positiv korreliert ist.17

Schwangerschafts-, mutterschafts- und 
kinderbezogene Leistungen

Leistungen zur Empfängnisverhütung sind nur dann als ver-
sicherungsfremd zu beurteilen, wenn sie nicht medizinisch 
erforderlich sind, um eine Schädigung des Gesundheitszu-
stands der Versicherten abzuwenden.18 Mit derartigen Leis-
tungen werden sodann gesamtgesellschaftliche Aufgaben 
verfolgt. So sollen ungewollte Schwangerschaften verhin-
dert sowie auf eine verantwortungsbewusste Familienpla-
nung hingewirkt werden.19 Schließlich sind die Leistungen 
zur Empfängnisverhütung auch aufgrund der Altersbegren-
zung als versicherungsfremd zu werten, nach der Versicher-
te bis zur Vollendung des 20. Lebensjahres Anspruch auf 
die Versorgung mit empfängnisverhütenden Mitteln haben. 
Dadurch bleibt einem Großteil der Versichertengemeinschaft 
die Leistungsinanspruchnahme verwehrt, obwohl die Beiträ-
ge zur GKV nicht altersabhängig erhoben werden.

Auch die Leistungen bei einem Schwangerschaftsabbruch 
gemäß der Beratungsregelung sowie aufgrund einer krimi-
nologischen Indikation sind wegen des Fehlens einer medi-
zinischen Notwendigkeit als versicherungsfremd zu werten. 
Ersteren liegt zudem die versicherungsfremde Zielsetzung 
zugrunde, illegale Schwangerschaftsabbrüche zu verhindern 
sowie die Schwangeren vor sozialen Benachteiligungen zu 
schützen und ihre Existenz zu sichern.20 Der versicherungs-
fremde Charakter von Leistungen bei einem Schwanger-

16 Vgl. Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Entwurf eines 
Gesetzes zur Reform der gesetzlichen Krankenversicherung ab dem 
Jahr 2000 (GKV-Gesundheitsreform 2000), Bundestags-Drucksache 
14/1245, S. 63.

17 Vgl. beispielsweise W. Michaelis: Soziale Ungleichheit und Mundge-
sundheit, in: A. Mielck, K. Bloomfi eld (Hrsg.): Sozial-Epidemiologie, 
München 2001, S. 128 ff.

18 Vgl. auch P. Kostorz, a.a.O., S. 136 ff.; F. Beske, J. Hübener: Fremd-
leistungen in der gesetzlichen Krankenversicherung, Schriftenreihe 
des Fritz-Beske-Instituts für Gesundheitssystemforschung, Bd. 50, 
Kiel 1996, S. 23 ff.

19 Vgl. Deutscher Bundestag: Entwurf eines Gesetzes zum Schutz des 
vorgeburtlichen/werdenden Lebens, zur Förderung einer kinder-
freundlichen Gesellschaft, für Hilfen im Schwangerschaftskonfl ikt 
und zur Regelung des Schwangerschaftsabbruchs (Schwangeren- 
und Familienhilfegesetz), Bundestags-Drucksache 12/2605 (neu), 
S. 16; K. Höfl er: Kommentar zum § 24a SGB V, Rdnr. 2, in: S. Leitherer 
(Hrsg.): Kasseler Kommentar zum Sozialversicherungsrecht, Bd 1.

20 Vgl. K. Höfl er: Kommentar zum § 24a SGB V, a.a.O.

Schutzimpfungen verhindern die Übertragung von anste-
ckenden Krankheiten und stiften dadurch der gesamten Ge-
sellschaft einen hohen Nutzen. Beugt ein Individuum durch 
eine Schutzimpfung einer Infektionskrankheit vor, sinkt auch 
für die anderen Mitglieder einer Gesellschaft die Wahrschein-
lichkeit, sich mit dieser Krankheit anzustecken. Damit erzielt 
die Allgemeinheit bereits bei der Impfung eines Bürgers ei-
nen Nutzen, der mit jeder weiteren Impfung steigt. Aufgrund 
von solchen positiven externen Effekten liegt eine öffentliche 
Bereitstellung und eine fl ächendeckende Inanspruchnahme 
der Schutzimpfungen im Interesse der Allgemeinheit. Um ei-
nen hohen Nutzen für die gesamte Bevölkerung zu erzielen, 
wird in Deutschland ein möglichst hoher Durchimpfungs-
grad angestrebt. Die Förderung der Inanspruchnahme von 
Schutzimpfungen kann als ein Teil eines international verfolg-
ten mehrdimensionalen Gesamtkonzepts zur Eindämmung 
lebensbedrohlicher Infektionskrankheiten angesehen wer-
den.14 Ein solches Ziel stellt ein wichtiges gesundheits- und 
gesellschaftpolitisches Anliegen dar, das über den Zweck 
einer Krankenversicherung hinausgeht. Der Nutzen für die 
Allgemeinheit ist insbesondere bei einer drohenden epide-
mischen oder pandemischen Ausbreitung von anstecken-
den Krankheiten groß. In solchen Fällen besteht ein starkes 
gesamtgesellschaftliches Interesse am Impfschutz der ge-
samten Bevölkerung, der zudem als Impfzwang vom Staat 
verordnet werden kann. Deshalb kann die Bereitstellung von 
Schutzimpfungen bei einer drohenden epidemischen oder 
pandemischen Ausbreitung von ansteckenden Krankheiten 
als eine Maßnahme des Katastrophenschutzes und somit als 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe angesehen werden. 
Somit sind Schutzimpfungen als versicherungsfremde Leis-
tungen der GKV zu beurteilen und wären deshalb aus allge-
meinen Haushaltsmitteln des Staates zu fi nanzieren.15

Der versicherungsfremde Charakter der Gruppenprophyla-
xe ergibt sich daraus, dass gruppenmäßige zahnprophylak-
tische Maßnahmen in Kindergärten und Schulen auch von 
privat krankenversicherten Kindern in Anspruch genommen 

14 Vgl. Robert-Koch-Institut (Hrsg.): Schutzimpfungen, Gesundheitsbe-
richterstattung des Bundes, H. 1, Berlin 2004, S. 8 f.; Sachverständi-
genrat für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen: Gutachten 
2005, a.a.O., Tz. 186 ff.

15 Vgl. auch F. Breyer, P. Zweifel, M. Kifmann: Gesundheitsökonomik, 
Heidelberg 2005, S. 176. Die staatliche Finanzierung sollte sich je-
doch ausschließlich auf Schutzimpfungen gegen Infektionskrank-
heiten beschränken, durch die die gesamte Bevölkerung in gleichem 
Maße gefährdet ist. Sind nur bestimmte Personengruppen aufgrund 
ihrer berufl ichen Tätigkeit oder ihrer individuellen Lebensweise durch 
eine ansteckende Krankheit gefährdet, die durch andere individuelle 
Präventionsmaßnahmen in Eigenverantwortung verhindert werden 
kann, sollte eine staatliche Finanzierung ausgeschlossen werden. 
So sollten Kosten von Schutzimpfungen gegen solche Krankheiten, 
deren Ansteckungswahrscheinlichkeit lediglich bei bestimmten Be-
rufsgruppen gegeben ist, von deren Arbeitgebern getragen werden. 
Ebenso wären die Kosten von Schutzimpfungen gegen Krankheiten, 
die bei privaten Reisen in bestimmte Urlaubsgebiete auftreten kön-
nen, von den Versicherten selbst zu tragen.
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Leistungshöhe und -dauer als versicherungsfremd einzu-
stufen.24 Die betroffenen Versicherten entrichten jedoch ei-
nen prozentual gleichen Beitragssatz an die GKV, so dass 
sie bei genauer Anwendung des Versicherungsprinzips 
den gleichen Leistungsanspruch haben sollten. Insbeson-
dere die Staffelung der Bezugsdauer ist familienpolitisch 
motiviert und geht damit über den eigentlichen Zweck ei-
ner Krankenversicherung hinaus.

Sowohl die Bereitstellung einer Haushaltshilfe bei Schwan-
ger- und Mutterschaft als auch einer Haushaltshilfe bei sta-
tionärer Behandlung sind als versicherungsfremde Leis-
tungen der GKV anzusehen. Mit diesen Leistungen wird 
das Ziel verfolgt, die Weiterführung des Haushalts der Ver-
sicherten sicherzustellen bzw. die Grundversorgung eines 
oder mehrerer Kinder zu gewährleisten. Dies sind jedoch 
Ziele, die als gesamtgesellschaftliches Anliegen betrachtet 
werden und über den Zweck einer Krankenversicherung 
hinausgehen. Als versicherungsfremd ist die Bereitstellung 
einer Haushaltshilfe bei stationärer Behandlung auch des-
halb anzusehen, weil sie nur Versicherten mit einem Kind 
unter zwölf Jahren oder einem hilfsbedürftigen behinder-
ten Kind zusteht und weil diese Versichertengruppe für den 
höheren Leistungsanspruch keine zusätzlichen Beiträge 
an die GKV entrichtet.25

Das Krankengeld bei Erkrankung des Kindes soll ebenfalls 
eine Sicherung der Versorgung von Kindern sicherstel-
len, das als gesamtgesellschaftliches Anliegen betrachtet 
wird, weshalb es als eine versicherungsfremde Leistung 
der GKV einzustufen ist.26 Des Weiteren ist die Leistung 
als versicherungsfremd zu werten, weil sie nur von Ver-
sicherten mit einem Kind unter zwölf Jahren oder einem 
hilfsbedürftigen behinderten Kind in Anspruch genommen 
werden kann und Alleinerziehenden ein höherer Leistungs-
anspruch gewährt wird.27

24 So wird sowohl bei der Leistungshöhe zwischen Pfl ichtversicherten 
und freiwillig Versicherten als auch hinsichtlich der Bezugsdauer zwi-
schen „normalen“ Einzelgeburten und Mehrlings- oder Frühgeburten 
unterschieden. Vgl. § 200 RVO.

25 Die Beurteilung dieser Leistung als versicherungsfremd steht nicht im 
Widerspruch zur Beurteilung der beitragsfreien Mitversicherung von 
Kindern als nicht versicherungsfremd. Zwar erbringen die kinderer-
ziehenden Versicherten einen zusätzlichen, sogenannten generativen 
Beitrag zur Umlagefi nanzierung, der einer entsprechenden Gegen-
leistung bedarf; allerdings wird dieser generative Beitrag zielgenauer 
mit der beitragsfreien Mitversicherung von Kindern als mit sonstigen 
kinderabhängigen Leistungen abgegolten. Während nämlich die kin-
derabhängigen Leistungen nur von bestimmten kindererziehenden 
Versicherten in Anspruch genommen werden können und auch nur 
dann, wenn der zur Leistungsinanspruchnahme berechtigte Krank-
heitsfall vorliegt, kommt die Beitragsfreiheit allen Versicherten mit 
Kindern unmittelbar zugute.

26 Vgl. auch P. Kostorz, a.a.O., S. 192 ff.; F. Beske, J. Hübener, a.a.O., 
S. 41. 

27 Siehe auch Fußnote 25.

schaftsabbruch aufgrund einer kriminologischen Indikati-
on kann hingegen auch damit begründet werden, dass es 
sich hierbei um Folgen einer vorsätzlich begangenen Straf-
tat, die auf eine Verletzung einer Verfassungsnorm, näm-
lich der Schutzpfl icht des Staates für seine Bürger gemäß 
Art. 2 Abs. 2 GG, zurückzuführen ist. Da der Staat seine 
verfassungsrechtliche Schutzpfl icht verletzt hat, muss er 
die Konsequenzen für die Folgen tragen. Die Übernahme 
der Kosten für derartige strafrechtliche Folgen wäre damit 
eine Aufgabe des Staates und damit der gesamten Gesell-
schaft.21

Leistungen zur Herbeiführung einer Schwangerschaft 
können ebenso als versicherungsfremd beurteilt werden. 
Zwar handelt es sich bei der Zeugungsunfähigkeit bzw. 
Unfruchtbarkeit um eine Beeinträchtigung des Gesund-
heitszustands, die einen medizinischen Eingriff erforderlich 
macht, so dass der Tatbestand der Krankheit erfüllt wä-
re; allerdings ist das medizinische Ziel dieser Leistungen 
nicht die Wiederherstellung des regulären Gesundheits-
zustands, nämlich der Zeugungsfähigkeit bzw. Fruchtbar-
keit, sondern die Herbeiführung einer Schwangerschaft. 
Eine solche familienpolitisch motivierte Zielsetzung ist dem 
Zweck einer Krankenversicherung jedoch fremd. Darüber 
hinaus sind die Leistungen wegen des Ausschlusses nicht 
verheirateter Versicherter von der Inanspruchnahme22 als 
versicherungsfremd einzustufen, denn dadurch wird einem 
Teil der Versichertengemeinschaft der Zugang zu derarti-
gen Maßnahmen verwehrt, obwohl die Beiträge zur GKV 
unabhängig vom Familienstand erhoben werden. Ferner 
können sie aufgrund der bestehenden, wenn auch in der 
Sache sinnvollen, Altersbegrenzung als versicherungs-
fremd gewertet werden, da auch hierdurch ein Teil der 
Versichertengemeinschaft einem Leistungsausschluss un-
terliegt, obwohl die Beiträge zur GKV nicht altersabhängig 
erhoben werden.

Dem Bezug des Mutterschaftsgeldes der GKV liegt ein vom 
Staat auferlegtes Beschäftigungsverbot für Schwangere 
und Mütter zugrunde, wonach Schwangere und Mütter in 
der Zeit von sechs Wochen vor und acht bzw. zwölf Wo-
chen nach der Entbindung nicht arbeiten dürfen. Mit die-
sem Beschäftigungsverbot wird ein gesamtgesellschaft-
liches Ziel, nämlich der Schutz von (werdenden) Müttern, 
umgesetzt. Daher handelt es sich beim Mutterschaftsgeld 
um eine versicherungsfremde Leistung der GKV.23 Ferner 
ist das Mutterschaftsgeld auch wegen der Staffelung der 

21 Vgl. P. Kostorz, a.a.O., S. 151 ff.
22 Als Voraussetzung zur Leistungsinanspruchnahme müssen die Per-

sonen zum einen miteinander verheiratet sein; zum anderen sollen bei 
den Maßnahmen ausschließlich Ei- und Samenzellen der Ehegatten 
verwendet werden. Vgl. § 27a Abs. 1 SGB V.

23 Vgl. auch P. Kostorz, a.a.O., S. 233 ff.; F. Beske, J. Hübener, a.a.O., 
S. 37.
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spricht auch die Tatsache, dass die Selbsthilfeinstitutionen 
im Bereich der primären Prävention tätig sind, die ebenfalls 
keine Aufgabe der GKV sein sollte. Die Förderung kommt 
theoretisch auch privat versicherten Personen zugute, so 
dass die Versichertenbeiträge nicht nur für die Interessen 
der Versichertengemeinschaft verausgabt werden, son-
dern auch für einen Personenkreis, der sich nicht an der Fi-
nanzierung der GKV beteiligt.

Mit der Bereitstellung der zuvor genannten versicherungs-
fremden Leistungen auf der Ausgabenseite der GKV sind 
schließlich auch administrative Tätigkeiten verbunden, die 
zu Verwaltungsausgaben führen. Diejenigen Verwaltungs-
ausgaben, die der Inanspruchnahme der versicherungs-
fremden Leistungen zugeordnet werden können, sind da-
her ebenfalls als versicherungsfremd anzusehen.

Versicherungsfremde Komponenten auf der 
Einnahmenseite der GKV

Zu den versicherungsfremden Komponenten auf der Ein-
nahmenseite der GKV gehört vor allem die einkommensab-
hängige Beitragsgestaltung. Da fast alle Leistungen der 
GKV einkommensunabhängig ausgestaltet sind und von 
den Versicherten im gleichen Ausmaß beansprucht werden 
können, verstößt die einkommensabhängige Beitragsge-
staltung gegen das Versicherungs- bzw. Äquivalenzprinzip, 
denn für unterschiedlich hohe Beiträge können die Versi-
cherten Leistungen in gleicher Höhe beanspruchen. Durch 
die einkommensabhängige Beitragsgestaltung erfolgt ein 
Einkommensausgleich zwischen höheren und niedrigeren 
Einkommen, mit dem eine verteilungspolitische Zielsetzung 
verfolgt wird, die jedoch als ein gesamtgesellschaftliches 
Anliegen betrachtet wird und deshalb nicht in den Zustän-
digkeitsbereich der GKV fallen sollte. Des Weiteren ist die 
Beitragsfreiheit von mitversicherten Erwachsenen als versi-
cherungsfremd zu beurteilen, da die beitragsfrei gestellten 
Versicherten keinen Beitrag zahlen, obwohl sie Anspruch 
auf die Leistungen der GKV haben.

Auch die beitragsfreie Mitversicherung von Kindern wird 
häufi g zu den versicherungsfremden Komponenten auf der 
Einnahmenseite der GKV gezählt.31 Diese Einstufung ist je-
doch höchst fragwürdig, denn wie im Weiteren begründet 
wird, handelt es sich bei der beitragsfreien Mitversiche-

31 Vgl. beispielsweise F. Beske, M. Thiede, J. F. Hallauer: Belastun-
gen der gesetzlichen Krankenversicherung durch Fremdleistungen, 
Schriftenreihe des Fritz-Beske-Instituts für Gesundheitssystemfor-
schung, Bd. 57, Kiel 1996, S. 64; Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Jahresgutachten 
2005/2006, a.a.O., Tabelle 34; S. Moog, B. Raffelhüschen, a.a.O. 
Auch die Bundesregierung sieht die beitragsfreie Mitversicherung 
von Kindern als eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe an (vgl. Frak-
tionen der CDU/CSU und SPD: GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz, 
a.a.O., S. 92 und S. 181).

Sonstige versicherungsfremde Leistungen auf der 
Ausgabenseite

Der versicherungsfremde Charakter der Belastungsrege-
lungen bei der Kostenerstattung für Zahnersatz und bei 
Zuzahlungen kann damit begründet werden, dass einer be-
stimmten Personengruppe höhere Leistungen als der üb-
rigen Versichertengemeinschaft zugestanden werden, ob-
wohl jene Personengruppe für diese Zusatzleistungen keine 
zusätzlichen Beiträge zur GKV entrichtet hat. Der versiche-
rungsfremde Charakter zeigt sich auch in der bedürftig-
keitsabhängigen Ausgestaltung der Kostenerstattung bei 
der Versorgung mit Zahnersatz. Damit soll offenbar das Ziel 
verfolgt werden, dass jeder Versicherte unabhängig von 
seinen wirtschaftlichen Verhältnissen und seinen Zahlungs-
möglichkeiten die vollständige Regelversorgung erhält. Ei-
ne solche uneingeschränkte Versorgung von wirtschaftlich 
schwächeren Haushalten mit bestimmten Leistungen ist je-
doch ein gesamtgesellschaftliches Anliegen und geht über 
den Zweck einer Krankenversicherung hinaus.

Grundsätzlich würden Leistungen zur Vermeidung der Pfl e-
gebedürftigkeit zwar nicht unbedingt der Aufgabenstellung 
der GKV widersprechen, da die Pfl egebedürftigkeit mit ei-
ner Beeinträchtigung des Gesundheitszustands gleichzu-
setzen ist und damit der Risikofall der Krankheit vorliegt. 
Allerdings gibt es im deutschen Sozialversicherungssystem 
mit der Sozialen Pfl egeversicherung (SPV) eine Institution, 
die für die Bereitstellung von Versicherungsleistungen im 
Risikofall der Pfl egebedürftigkeit zuständig ist. Angesichts 
dessen fallen solche Leistungen in die Zuständigkeit der 
SPV.28

Leistungen der Palliativversorgung können grundsätzlich 
mit Leistungen zur Sterbebegleitung gleichgesetzt werden. 
Mit ihnen wird das Ziel verfolgt, „dem Wunsch der Men-
schen zu entsprechen, in Würde und möglichst in der eige-
nen häuslichen Umgebung zu sterben“29. Eine solche Ziel-
setzung geht über den Zweck einer Krankenversicherung 
hinaus; sie verfolgt vielmehr ein gesamtgesellschaftliches 
Anliegen.

Sowohl die Förderung der Selbsthilfe als auch die Förde-
rung von Einrichtungen zur Verbraucher- und Patientenbe-
ratung sollte nicht in den Aufgabenbereich der GKV fallen, 
denn eine fi nanzielle Unterstützung von privaten Einrich-
tungen geht über ihren eigentlichen Zweck hinaus.30 Hierfür 

28 Vgl. auch P. Kostorz, a.a.O., S. 130 ff.
29 Fraktionen der CDU/CSU und SPD: GKV-Wettbewerbsstärkungsge-

setz, Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Wettbewerbs in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Wettbewerbsstärkungsge-
setz), Bundestags-Drucksache 16/3100, S. 105.

30 Vgl. F. Beske: Neubestimmung des Leistungskatalogs der Gesetzli-
chen Krankenversicherung – Ein Handlungskonzept, a.a.O., S. 84.
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halb der GKV zu gewähren.36 Sinngemäß argumentiert 
auch das Bundesverfassungsgericht.37

In der GKV kann die Gegenleistung für den generativen 
Beitrag in der beitragsfreien Mitversicherung der Kinder 
gesehen werden. Gemäß dem Versicherungs- bzw. Äqui-
valenzprinzip wäre es zwar grundsätzlich sachgerecht, 
auch von den kindererziehenden Versicherten einen Bei-
trag für ihre in der GKV versicherten Kinder einzufordern, 
da auch diese einen Anspruch auf die regulären Leistun-
gen der GKV haben. Mit einem Verzicht auf die Erhebung 
von Beiträgen wird ihr generativer Beitrag zum Umlage-
verfahren in grob pauschalierter Weise ausgeglichen und 
damit auch die Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts 
hinreichend umgesetzt. In diesem Zusammenhang kann 
die beitragsfreie Mitversicherung der Kinder somit als ei-
ne versicherungsgemäße Leistung der GKV angesehen 
werden.

Schlussfolgerungen

Insgesamt existieren auf der Ausgabenseite der GKV 
zahlreiche versicherungsfremde Leistungen, für die im 
Jahr 2009 schätzungsweise rund 4 Mrd. Euro verausgabt 
wurden. Dieser Betrag sollte sachgerecht aus allgemei-
nen Haushaltsmitteln des Bundes fi nanziert werden.38 
Die Zuweisung von allgemeinen Haushaltsmitteln des 
Bundes an die GKV erfolgt derzeit über einen Bundeszu-
schuss. Damit der Bundeszuschuss seine sachgemäße 
Aufgabe, die versicherungsfremden Leistungen zu fi nan-
zieren, erfüllen kann, sollte er strikt nach den Ausgaben 
der GKV für versicherungsfremde Leistungen bemes-
sen werden. Die geltende gesetzliche Vorgabe ist des-
halb entsprechend anzupassen. Dementsprechend wäre 
§ 221 Abs. 1 SGB V zu ändern. Beispielsweise könnte die 
neue Fassung wie folgt lauten: „Der Bund erstattet den 
Krankenkassen jährlich ihre Aufwendungen für versiche-
rungsfremde Leistungen. Der Gesamtwert der Aufwen-
dungen für versicherungsfremde Leistungen ist jährlich 
von einem unabhängigen Sachverständigenrat zu er-

36 Vgl. auch J. Eekhoff, B. Henman: Familiengeld und Kindergeld als In-
strumente der Familienförderung, in: Zeitschrift für Wirtschaftspolitik, 
51. Jg., H. 3/2002, S. 283 f.

37 In seinem Urteil aus dem Jahr 2001 zur Sozialen Pfl egeversicherung  
(SPV) hat das BVerfG der Kindererziehung eine konstitutive Bedeu-
tung für die Funktionsfähigkeit einer nach dem Umlageverfahren fi -
nanzierten Sozialversicherung zugesprochen, sofern die Leistungen 
der Sozialversicherung mit fortschreitendem Alter verstärkt in An-
spruch genommen werden. Das BVerfG entschied daher, dass die 
Belastung der kindererziehenden und der kinderlosen Versicherten 
mit dem gleichen Beitrag gegen das Grundgesetz verstößt und for-
derte deshalb den Gesetzgeber insbesondere für die SPV auf, kin-
dererziehende Versicherte gegenüber den kinderlosen Versicherten 
besser zu stellen (vgl. BVerfG: 1 BvR 1629/94 vom 3.4.2001).

38 Diejenigen versicherungsfremden Leistungen der GKV, die in den Zu-
ständigkeitsbereich von anderen Sozialversicherungsträgern fallen, 
sollten aber von eben jenen und nicht vom Bund fi nanziert werden.

rung von Kindern eher um eine versicherungsgemäße 
Leistung.32

Da die Gesundheits- bzw. Krankenversicherungsleis-
tungen mit fortschreitendem Alter verstärkt in Anspruch 
genommen werden, fallen die Ausgaben der GKV desto 
höher aus, je höher der Anteil älterer Menschen an der 
Versichertengemeinschaft ist.33 Um diesen alterungs-
bedingten Ausgabenanstieg in einem Umlageverfahren 
fi nanzieren zu können, müssten bei einer konstanten An-
zahl von Beitragszahlern und sonst gleichbleibenden Be-
dingungen die Beiträge zur GKV angehoben werden. Die 
Finanzierung der Ausgaben kann in einem Umlagesystem 
jedoch auch dadurch sichergestellt werden, dass sich 
die Anzahl und Zusammensetzung der Beitragszahler 
ändert und mehr (jüngere) Beitragszahler mit geringeren 
Krankheitskosten in das System einzahlen. Der Zustrom 
von neuen und künftigen Generationen von Beitragszah-
lern ist daher als eine Alternative zu einer Beitragserhö-
hung zu sehen. Aus diesem Grund ist das Aufziehen von 
Kindern, die als künftige Beitragszahler das GKV-System 
mitfi nanzieren, für die langfristige Tragfähigkeit eines 
Umlagesystems von entscheidender Bedeutung. Es ist 
als ein besonderer Finanzierungsbeitrag der kindererzie-
henden Versicherten anzusehen,34 der in Abgrenzung zu 
den monetären Finanzierungsbeiträgen als ein generati-
ver Beitrag bezeichnet werden kann. Die kindererziehen-
den Versicherten sorgen nämlich mit ihrem Nachwuchs 
dafür, dass jeweils eine neue Beitragszahlergenerati-
on die erhöhten Ausgaben für die älteren Generationen 
maßgeblich mitfi nanziert. Von diesen zusätzlichen Bei-
trägen der Kindererziehenden profi tiert schließlich die 
gesamte Versichertengemeinschaft, indem die Finan-
zierung der GKV auf mehrere Schultern verlagert wird.35 
Folglich fällt die monetäre Beitragszahlung für den ein-
zelnen Versicherten geringer aus, als es bei einer älteren 
Gemeinschaft von Beitragszahlern der Fall wäre. Daher 
ist es sachgerecht und gemäß dem Äquivalenzprinzip 
auch folgerichtig, den kindererziehenden Versicherten 
für ihren zusätzlichen generativen Beitrag zum Umlage-
verfahren auch eine entsprechende Gegenleistung inner-

32 So auch J. Eekhoff: Verzicht auf Zuschüsse zur Krankenversicherung, 
in: Handelsblatt Nr. 2 vom 5.1.2010, S. 11.

33 Vgl. F. Breyer, P. Zweifel, M. Kifmann, a.a.O., S. 523 ff.; A. Kruse et al.: 
Kostenentwicklung im Gesundheitswesen: Verursachen ältere Men-
schen höhere Gesundheitskosten?, Heidelberg 2003; K.-D. Henke, 
L. Reimers: Zum Einfl uss von Demographie und medizinisch-techni-
schem Fortschritt auf die Gesundheitsausgaben, in: V. Ulrich, W. Ried 
(Hrsg.): Effi zienz, Qualität und Nachhaltigkeit im Gesundheitswesen, 
Baden-Baden 2007, S. 735 ff.

34 Vgl. M. Werding: Umlagefi nanzierung als Humankapitaldeckung: 
Grundrisse eines erneuerten „Generationenvertrags“, in: Jahrbücher 
für Nationalökonomie und Statistik, Bd. 218, S. 491 ff. Vgl. auch W. 
Schreiber: Existenzsicherheit in der industriellen Gesellschaft, Schrif-
tenreihe des Bundes katholischer Unternehmer, Köln 1955, S. 34 f.

35 Vgl. auch P. Krause, a.a.O., S. 148.
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mitteln.“ Zudem ist es notwendig, den Begriff der versi-
cherungsfremden Leistungen in der GKV zu defi nieren. 
Hierzu könnten die oben aufgestellten Kriterien herange-
zogen werden.

Zur Verwirklichung des Versicherungs- bzw. Äquivalenz-
prinzips auf der Einnahmenseite der GKV wäre es folge-
richtig und sachgerecht, die einkommensabhängige Bei-
tragsbemessung aufzugeben und stattdessen einkom-
mensunabhängige Beiträge zu erheben. Ein solch grund-
legender Umbau der Finanzierungsstruktur der GKV 
erscheint allerdings zumindest kurz- und mittelfristig 
politisch kaum durchsetzbar, weshalb damit zu rechnen 
ist, dass die bestehende Finanzierungsstruktur der GKV 
mit einkommensabhängigen Beiträgen auf absehbare 
Zeit erhalten bleibt. Somit wäre eine gewisse Abkehr vom 
Versicherungs- bzw. Äquivalenzprinzip in der GKV (noch) 
in Kauf zu nehmen. Innerhalb der bestehenden Finan-
zierungsstruktur kann aber zur Stärkung des Versiche-
rungsprinzips auf der Einnahmenseite der GKV beigetra-
gen werden, indem die beitragsfreie Mitversicherung der 
Erwachsenen beseitigt würde. Diese Beitragsfreistellun-
gen führen zu beträchtlichen Begünstigungen der betref-
fenden Versichertengruppen. Da eine uneingeschränk-
te Finanzierung aus allgemeinen Haushaltsmitteln des 
Staates nicht gerechtfertigt erscheint, wäre in Erwägung 
zu ziehen, von diesen Versichertengruppen einen eige-
nen Beitrag zu erheben.39

Bei einer strikten Zweckbindung an den Umfang der 
versicherungsfremden Leistungen dürfte der Bundes-
zuschuss nicht wie geplant weiterhin auf 14 Mrd. Euro 
anwachsen, sondern würde von derzeit 11,8 auf rund 
4 Mrd. Euro reduziert. Dieser abweichende Zielwert 
ergibt sich unter anderem daraus, dass wir – im Unter-
schied zum Gesetzgeber – die beitragsfreie Mitversiche-
rung der Kinder nicht als eine versicherungsfremde Lei-
stung bzw. Komponente in der GKV beurteilen. Eine sol-
che Reduzierung des Bundeszuschusses würde zu einer 
Entlastung des Bundeshaushalts führen und Mittel z.B. 
zur notwendigen Rückführung der Nettokreditaufnahme 
freisetzen. Auf der anderen Seite entstünden der GKV 
gleich hohe Mindereinnahmen. Diese Mindereinnahmen 
könnten durch die Ausschöpfung bestehender Einspar-
potenziale40 sowie durch die Beseitigung der beitrags-
freien Mitversicherung von Erwachsenen kompensiert 
werden.

39 Vgl. ausführlich Karl-Bräuer-Institut des Bundes der Steuerzahler, 
a.a.O., S. 68 ff.

40 Zu Einsparmöglichkeiten in der GKV siehe etwa B. Augurzky et al.: Ef-
fi zienzreserven im Gesundheitswesen, RWI-Materialien, H. 49, Essen 
2009.



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (ISO Coated v2 300% \050ECI\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Perceptual
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 150
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<


    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e55464e1a65876863768467e5770b548c62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc666e901a554652d965874ef6768467e5770b548c52175370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>



    /HUN <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF adatti per visualizzare e stampare documenti aziendali in modo affidabile. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 6.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020be44c988b2c8c2a40020bb38c11cb97c0020c548c815c801c73cb85c0020bcf4ace00020c778c1c4d558b2940020b3700020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken waarmee zakelijke documenten betrouwbaar kunnen worden weergegeven en afgedrukt. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 6.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>


    /SKY <>

    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>

    /ENU <FEFF004a006f0062006f007000740069006f006e007300200066006f00720020004100630072006f006200610074002000440069007300740069006c006c0065007200200039002000280039002e0033002e00310029002e000d00500072006f006400750063006500730020005000440046002000660069006c0065007300200077006800690063006800200061007200650020007500730065006400200066006f00720020006f006e006c0069006e0065002e000d0028006300290020003200300031003000200053007000720069006e006700650072002d005600650072006c0061006700200047006d006200480020>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


